
Dienstverhältnis der Außenstation ıst nach dem Ergebnis einer Erörterung der
Angelegenheit mıiıt den LSt-Referenten des Bundes und der Länder auch nıcht
zunehmen, WEeNn der en der das Mutterhaus e1n bestimmtes itglie ab-
zustellen hat, da dadurch die Art des zwischen den genannien Institutionen un!
der Außenstation abgeschlossenen bürgerlich-rechtlichen ertrags n1ıC berührt
wird
Ich l  e, die Finanzamter entsprechend unterrichten und entgegenstehende
Anordnungen aufzuheben

In Vertretung:
UJCcZ oOw1lnke

3. Verwaltlungsanweisung des Bayerischen St{taatsministeriums der Finanzen
STAATSMINISTERIUM Muüunchen, den MAärz 1963
DER
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neil 1Dr vei
An die
Oberfinanzdirektionen
unchen un ürnberg
Betreif Steuerliche Behandlung der Ordensangehörigen, Diakonissen und ANgE:

hOr1gen ahnlicher Gemeinschaften, die aut rund VO  o Gestellungsverträ-
YJen auf Außenstationen eingesetzt sind.

Ordensangehörige, Diakonissen der Angehörige ähnlicher Gemeinschalften, die
außerhalb des Ordens der des Mutterhauses auf Außenstationen z ın der
Krankenpflege der als Geistliche der Lehrer)] atıg SINd, wurden 1M NSCHAIU.

die bisherige Rechtssprechung des Bundesfinanzhols Urteil VO Februar
1951 111 73) steuerlich weitgehend uch dann als Arbeitnehmer der
Außenstation angesehen, wEeNl s1e ihre Tätigkeit 1m Rahmen eiNnes zwischen dem
en us und der Außenstation abgeschlossenen Gestellungsvertrages aQus-

üben, durch den bürgerlich-rechtliche Rechtsbeziehungen 11UL zwıischen dem en
USW. un! der Außenstatıion, nıicht ber zwischen den Ordensangehoörigen USW.

und der Außenstation begründet wurden. Der Bundesfinanzhof hat diese Auffassung
1ın seinem Urteil VO. 11 Maı 1962 111 310) aufgegeben
Die Auswirkung der eänderten Rechtssprechung des BEFH auf die bisher1ige Ver-
waltungspraxIis und die rage, ın welchem Umfang auf TUn des FH-Urteils VO.

11 1962 die steuerliche Behandlung der Ordensangehörigen UuUSW. für die Ver-
gangenheit berührt wird un gg[ iıne Erstattung der bisher einbehaltenen Steuer-
abzugsbeträge ın Betracht ommt, wurden VO den Lohnsteuerreferenten des
Bundes un der Länder eingehend erortert. Nach dem Ergebnis dieser Besprechun-
Yyen ich die olgende Auffassung verireien:

Das Urteil des BFH WZiCe)) I Maı 1962 geht VO  b dem rundsatz dQUS, daß ine VOoIl

den Steuerpflichtigen bürgerlich-rechtlich ernsthaft vereinbarte un: durchgeführte
egelung ihrer beiderseitigen Beziehungen auch iur die einkommensteuerliche
Beurteilung maßgebend ST Danach sind Gestellungsveriträage, uUurci die eın
en Entgelt übernimm(t, bestimmte, bei elıner Außenstation (Z. einem



Pfarrbezirk, einer Schule der éinem Krankenhaus) anfallende Dienstleistungen
der sonstige uIlgaben durch seine UOrdensangehörigen wahrnehmen Jassen,
als Werkverträge anzusehen, urcl die eın Arbeitsverhältnis zwischen der uben-
tatıon un! den Ordensangehörigen N1ıC begründet WwIrd. Das gılt uch Insoweıft,
als sich die Außenstation gegenüber dem en verpifli  et, den Ordensange-
hörigen unmıttelbar Dbestimmte Leistungen (Z irele Unterkun un: Verpflegung,
Taschengeld der sonstiges Barentgelt erbringen. Nach diesen TUuNdsaizen ist
nıCcH 1U bel katholischen rden, sondern auch bel anderen Gemeinschaften (Z
Diakonieverbänden) verfahren. Die nwendung dıiıeser rundsaätze bleibt nıck
auf beschraäankt, 1n denen sich der Gestellungsvertrag auf auswechselbare
Arbeitskräite bezieht;: uch bel Gestellungsverträgen über estimmte, namentlich
benannte Arbeitskräfte ist entsprechend verfahren.
Die auf Außenstationen eingesetztien Ordensangehörigen us sınd hliernach 1U

dann als Arbeitnehmer der Außenstation anzusehen, wenn bürgerlich-rechtlich
un: tatsäcl  IC urcl Vereinbarung zwischen der Außenstation und den Ordens-
angehörigen USW. unmittelbar die für e1n Dienstverhältnis typischen Rechte und
Pflichten (Z Dienstleistungspflichten, Kündigungsrechte, Entgeltansprüche be-
gründet werden. Dıe Annahme eınes Arbeitsvertrages SEeIz insbesondere VOLIdUS,
daß der Vertrag durch den Arbeitnehmer selbst der 1n Vertretungs{fallen
ın seinem Namen und mıt selner Vollmacht abgeschlossen wIird. Eın Arbeitsver-
haltnıs ist Jedoch anzunehmen, wenn eın Ordensangehöriger USW. ormell
1n e1n Beamtenverhältnis (z als Hochschullehrer berufen wird.
Soweit nach den vorstehend dargelegten rTundsatzen eın steuerliches Dienstver-
hältnis nıcı anzunehmen 1st, en künftig der Steuerabzug VO Arbeitslohn
Etwa eingelegte Rechtsmittel sind nunmehr entsprechend bearbeiten; die TOLZ
der eingelegten Rechtsmittel abgeführten (nich re  tskräfig gewordenen) Steuer-
abzugsbeträge Sind erstatten Im übrigen ist ıne Erstattung abgeführter Steuer-
abzugsbeträge fiüur Ordensangehörige, Diakonissen uUuSsSs W für die Vergangenheit
M 1mM Rahmen des 1592 Zzulassıg.
Die FM VO 1950 2220 DF ist amı ubDerho Soweit VO  b

den berfinanzdirektionen Verfügungen SINd, dıie der obenbezeı  neien
egelung entgegenstehen, ich diese mit sofortiger Wirkung aufzuheben

die Finanzamter entsprechend unterr!:  ten Die Entschließung wird
1 Amtsblatt des ayer. Staatsministeriums der Finanzen veroö{ffentlicht

462 Dr Beck
Ministerialdirigent

Verwallungsanweisung des Hessischen Ministers der Finanzen
DER HESSISCHE DER lesbaden, den Januar 1963

AÄAz 2220 56 Friedrich-Ebert-Allee
An die
Oberfinanzdirektion Frankfurt/Main
Besiıtz- und Verkehrsteuerabteilung
Fran  UL  Main

STr Steuerliche Behandlung der Ordensangehörigen, Diakonissen uUSW

Nach dem FH-Urteil VO 11 Maı 1962 (BStB1 II1 310) wIird bei Ordensangehö-
rigen, Diakonissen USW. 1m Fall der SoOq Gestellungsvertrage, bel Abschluß
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